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am 6. Januar 2000 in Stuttgart

Sperrfrist: 11 Uhr !

Es gilt das gesprochene Wort!

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

zehn Jahre nach der Einheit liegt das Land im Argen – aber da soll es ja nicht liegen bleiben.

Und damit es da nicht liegen bleibt, braucht’s die Liberalen.

In welche Richtung soll es gehen?

Für welche Werte soll es stehen?

Es soll um die Werte Freiheit und Verantwortung und auch um Leistungsgerechtigkeit gehen.

Vor zehn Jahren fiel die Mauer und die Menschen bejubelten die neue Freiheit.

Freiheit?

Ein anderer Begriff beherrschte die Politik fortan im wiedervereinigten Deutschland:

„Soziale Gerechtigkeit“

Ach, wenn man doch, so seufzt der gute deutsche Mensch, die Vorteile aus beiden Systemen Markt- und Planwirtschaft einfach miteinander versöhnen könnte!

Etwa so als dritter Weg:

Im Sozialismus braucht man nicht zu arbeiten, im Kapitalismus kann man gut leben.

Doch bei der Suche nach diesem dritten Weg ist die Bundesrepublik verkrustet, erlahmt und liegt von unzähligen Regelungen geknebelt geradezu in Fesseln danieder.

Höchste Zeit, wieder von der Freiheit zu reden!

Sprengen wir diese Fesseln!

Schaffen wir Luft zum Atmen, geben wir den Leistungsbereiten Freiräume zurück; zum Vorteil nicht nur für sie, sondern für unsere ganze Gesellschaft.

Wenn Bundeskanzler Gerhard Schröder in seiner Neujahrsansprache mehr Eigeninitiative einfordert, dann ist doch zunächst einmal er selber gefordert, den notwendigen Raum dafür zu geben.

Aber weder seine Regelungen zur Scheinselbständigkeit noch seine Steuerreform bereiten der Eigeninitiative den Weg.

Wer Eigeninitiative fördern, wer Leistungsanreize geben und wer die Selbständigenquote in unserem Land erhöhen will, der muss Mut machen zur Existenzgründung und zur Betriebsübernahme und der darf nicht entmutigen und demotivieren wie die Bundesregierung dies mit den Regelungen zur Scheinselbständigkeit tut.

Wer Leistungsanreize, wer mehr Gerechtigkeit, wer mehr Motivation haben will, der muss eine Steuerreform auf den Weg bringen, so wie wir sie vorschlagen:

Einfach, niedrig und gerecht!

Der Entlastungsfahrplan der Bundesregierung ist zu lang, und die Steuersenkungen sind zu gering!

Bundeskanzler Schröder forderte auch „Mut zur Zukunft.“

Seine Steuerreform aber ist weder mutig noch wirklich zukunftsfähig.

Es bleibt ein zu bürokratisches Steuersystem und es bleiben zu hohe Abgaben. 

Beides zusammen verhindert die Umwandlung von Wachstum in Arbeitsplätze.

Auch ist die Vereinfachung des Steuersystems keinen Schritt vorangekommen.

Die „Steuererklärung auf einer Postkarte“ sollte aber Maxime einer großen Einkommmen-steuerreform sein.

Zu Recht beklagen Handwerk und Mittelstand massive Wettbewerbsverzerrungen und eine neue „Gerechtigkeitslücke“ im deutschen Steuerrecht.

Wir wollen drei einfache Steuersätze von 15, 25 und 35 Prozent als die bessere Antwort auf den internationalen Wettbewerb der Steuersysteme.

Wir wollen Wohlstand nicht nur für einige wenige oder nur für die Starken, sondern wir wollen Wohlstand für alle.

Deswegen sagen wir, dass wir für alle niedrigere Steuern wollen, damit insgesamt mehr investiert wird und neue Arbeitsplätze entstehen können!

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

das Verhältnis zwischen Freiheit und Staat ist das klassische Thema der Liberalen.

Erlauben Sie mir die ketzerische Frage:

Sind wir überhaupt bereit, eine neue Freiheit in eigener Verantwortung zu nützen?

Oder hat uns die Dauer-Fürsorge des Staates so eingeschläfert, dass wir hilflos im Kreis laufen, wenn uns die öffentliche Hand nicht stützt und den Weg weist?

Sind unsere Muskeln abgeschlafft, weil sie seit zwei oder drei Generationen gar nicht mehr trainiert werden mussten, um selber zuzupacken, wo Not am Mann oder an der Frau oder am Kind oder am Greis ist?

Sie werden zugeben, dass sich nicht alle diese Fragen mit einem jubelnden „Ja“ beantworten lassen, dass einige Skepsis angezeigt ist.

Deshalb müssen wir Liberalen uns als die Pfadfinder der Freiheit bewähren, als diejenigen, die mit Mut vorangehen und unsere Gesellschaft an die Hand nehmen.

Es liegt an uns, der Freiheit eine Gasse zu bahnen:

Abertausende von Regeln machen Bürgern und Unternehmen das Leben schwer. 

Wir haben den dichtest regulierten Arbeitsmarkt der Welt.

Dieser muss deutlich flexibler werden.

Was Holzmann darf, das müssen erst recht die Kleinen und der Mittelstand dürfen:

Wir wollen, dass die kleinen und mittleren Unternehmen Betriebsvereinbarungen über Tarife, über Löhne schließen können.

Betriebsräte müssen in schwierigen Zeiten mit ihrer Firmenleitung eigene Verträge über die Entlohnung aushandeln können und dürfen nicht länger von ihren Gewerkschaften an der Rettung ihrer Betriebe und ihrer Arbeitsplätze gehindert werden!

Die Regulierungswut in Deutschland ist eine der größten Hürden für die Schaffung neuer Arbeitsplätze.

Bei uns ist die Anzahl und die Höhe der Garderobenhaken in Kindergärten ebenso geregelt wie die Anzahl und die Höhe der Seifenspender in einem Betrieb.

Diese große Zahl von Regelungen kostet Geld und vor allem auch Freiheit!

Sie abzuschaffen, kostet den Staat so gut wie nichts:

Regelwerke wie das Ladenschlussgesetz und das Rabattgesetz, die Sperrzeitenregelung und viele andere mehr könnte man nahezu ersatzlos streichen.

Das Betriebsverfassungsgesetz behindert neue Arbeits- und Organisationsformen in den Unternehmen.

Der übertriebene Kündigungsschutz verhindert Einstellungen.

Wenn man endlich einmal damit anfängt, Paragraphen abzutragen, die Freiheit kosten, dann löst sich ganz schnell eine ganze Lawine, und dann haben auch Eigeninitiative und Eigenverantwortung wieder eine Chance!

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

nichts, aber auch überhaupt nichts mit der Stärkung von Eigeninitiative oder Eigenverantwortung haben die gesundheitspolitischen Vorstellungen der Rot-Grünen Bundesregierung zu tun!

Steuerungen des Gesundheitssystems über Budgetierungen und Anschläge auf die Freiberuflichkeit der Leistungserbringer im Gesundheitswesen führen in letzter Konsequenz zu sozialistischer Planwirtschaft im Gesundheits- und Sozialsystem.

Natürlich ist soziale Sicherheit eine weitere Grundlage für die Teilhabe an Freiheit.

Für soziale Sicherheit zu sorgen, ist aber nicht in erster Linie und schon gleich gar nicht alleinige Aufgabe des Staates, sondern hier ist zunächst und vor allem Eigenverantwortung gefordert.

Der freiheitliche Charakter von Gesellschaften besteht doch vor allem darin, Menschen zu eigener Verantwortung zu befähigen und sie nicht ständig zu bevormunden.

Stimmt: Wir trauen und muten dem Einzelnen einiges zu, weil wir ihm und seinem Verantwortungsbewusstsein vertrauen!

Rot-Grün vertraut dem Einzelnen nicht.

Rot-Grün – und auch Schwarz – regelt, schreibt vor, bestimmt, erlässt und hätte es am liebsten, wenn die Bürger ihre Einkommen komplett beim Finanzminister ablieferten und dann ihre Lebenshaltungskosten nach Zuteilung dankbar entgegennähmen.

Rot-Grün spricht dem einzelnen nicht Mut zu, sondern Rot-Grün ist eine Zumutung für jeden einzelnen!

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

die F.D.P. ist die einzige Partei, die konsequent auf der Seite von mehr Eigenverantwortung, mehr Freiheit und mehr Wettbewerb steht.

Mehr Eigenverantwortung und mehr Eigenvorsorge sind auch bei der Altersversorgung gefragt.

Hier muss man ganz einfach endlich einmal die Wirklichkeit zur Kenntnis nehmen:

Nämlich den Bevölkerungsaufbau mit einer längeren Lebenserwartung und einem immer früheren Ausscheiden aus dem Berufsleben.

Und dies verpflichtet dann zu der Kenntnisnahme von Adam Riese, den man nicht widerlegen kann, was heißt:

Neben die gesetzliche Rente muss in Zukunft eigenverantwortliche private Vorsorge treten, um den Lebensstandard im Alter zu sichern.

Weil wir diese private Vorsorge von den Bürgerinnen und Bürgern erwarten, senken wir ihnen natürlich vorher die Steuern so, damit sie diese private Vorsorge für sich selbst auch tatsächlich leisten können.

Und im übrigen finde ich es erbärmlich, wenn gesagt wird, dass die 60-jährigen rausgeschmissen werden müssen, damit Junge reinkönnen.

Das hat nichts mit vorausschauender Politik, das hat nichts mit Generationengerechtigkeit zu tun, das ist ein glatte Bankrotterklärung.

Wir dürfen das Kapital der Älteren nicht verschleudern und müssen den Jungen trotzdem Perspektiven geben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

wir stehen für die Freiheit ein.

Wir fördern Eigeninitiative und wir meinen es ernst mit der Verantwortungsgesellschaft!

Und wir stehen für mehr Leistungsgerechtigkeit!

Ist es denn sozial gerecht, von den Steuergeldern arbeitender Menschen zu leben, obwohl man selber arbeiten könnte?

Soziale Leistungsgerechtigkeit heißt, dass der Schließer in der Justizvollzugsanstalt, dass die Krankenschwester und dass der Pfleger ganz selbstverständlich mehr verdienen müssen als ein Arbeitsloser.

Soziale Leistungsgerechtigkeit heißt, dass das Steuer-recht den Handwerker nicht in die Schwarzarbeit treiben darf.

Soziale Leistungsgerechtigkeit heißt, dass nicht diejenigen auf der Strecke bleiben dürfen, die weniger wendig, weniger windig und weniger findig sind.

Ist es denn sozial gerecht, dass zu Handwerk und Mittelstand der Konkursverwalter, zu Holzmann aber der Bundeskanzler kommt?

Ist es sozial gerecht, dass staatliche Leistungen ohne jede Gegenleistung gewährt werden?

Warum ist bei uns „unsozial“, was in Dänemark ganz selbstverständlich als leistungsgerecht gilt, nämlich die Tatsache, dass Arbeitslose, die einen Job nicht annehmen oder die sich nicht weiterbilden lassen, mit empfindlichen finanziellen Einbussen rechnen müssen.

Ich halte es für sozial und leistungsgerecht, dass diejenigen, die körperlich dazu in der Lage sind, für staatliche Leistungen, die sie erhalten, Gegenleistungen erbringen, dass man ihnen klar macht, dass sie der Gesellschaft gegenüber nicht nur Ansprüche, sondern auch Pflichten haben.

Leistungsgerechtigkeit heißt, dass das Prinzip Leistung vom Prinzip Gerechtigkeit nicht überholt werden darf.

Wer etwas leistet, wer arbeitet, muss hundertprozentig sicher sein, dass er mehr hat als einer, der nichts arbeitet.

Sozial eiskalt sind wir immer dann, wenn es um Sozialmissbrauch geht.

Sozialmissbrauch findet statt, wenn der, der arbeiten könnte, nicht arbeitet, sondern auf Kosten anderer lebt.

Sozialmissbrauch findet aber auch durch Steuerhinterziehung statt.

Beides muss gleichermaßen bekämpft werden.

Wir müssen den Sozialmissbrauch auf allen Ebenen bekämpfen, damit wir Geld für diejenigen haben, die tatsächlich hilfebedürftig sind.

Arbeitslosigkeit ist die größte soziale Ungerechtigkeit.

Deswegen haben wir alles dafür getan, damit wir hier im Land den größten Rückgang der Arbeitslosigkeit im Vergleich mit allen anderen Bundesländern zu verzeichnen haben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

mit Reinhold Maier wollen wir die Freiheit ganz, wir wollen sie überall.

Wir wollen die wirtschaftliche Freiheit, die kulturelle, die Freiheit im Inneren, wir wollen die Freiheit nach außen.

Es gibt nicht einzelne Freiheiten, keine unter- oder abgeteilte Freiheiten, sondern nur eine ganze Freiheit.“

Diese Freiheit wird niemandem geschenkt.

Sie muss täglich neu erworben werden.

Leistung muss gerechte Anerkennung finden.

Jede und jeder ist gefordert, zuerst sich selbst zu fragen, was er für sich und die Gesellschaft aus eigener Kraft leisten kann, bevor sie oder er nach dem Staat ruft!

Die F.D.P. ist die Freiheits-, die Leistungs-, die Verantwortungs- und die Qualitätspartei!

Dass das mit der Qualität auch stimmt, das beweist Ihnen jetzt unser Freund Uli Goll!
